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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bestellung von zwei städtischen Vertretern als Mitg lieder des Grundstücksverkehrsau s-
schusses 
 
 
„Als städtische Mitglieder im Grundstücksverkehrsausschuss bei der Stadt Braunschweig wer-
den bestellt: 
 
1. ______________________________________________________________________ 
 
2. ______________________________________________________________________“ 
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Begründung: 
 
Nach dem Gesetz über Landwirtschaftskammern ist in Landkreisen und kreisfreien Städten ein 
Grundstücksverkehrsausschuss zu bilden. Dieser Ausschuss bzw. sein rechtlicher Vorläufer 
besteht in der Stadt Braunschweig bereits seit 1948. 
 
Neben drei Mitgliedern der Kammerversammlung der Landwirtschaftskammer gehören dem 
Ausschuss zwei von der Stadtvertretung gewählte Personen an, die zur Stadtvertretung wähl-
bar sein müssen und aufgrund ihrer Kenntnisse und ihrer Lebenserfahrung besonders geeignet 
sind, die volkswirtschaftliche Bedeutung des landwirtschaftlichen Grundstücksverkehrs zu beur-
teilen. Sie dürfen nicht gleichzeitig ehrenamtliche Richter in Landwirtschaftssachen sein. 
 
Aufgabe des Grundstücksverkehrsausschusses ist es, über Genehmigungsanträge zu ent-
scheiden, die aufgrund von Veräußerungsvorgängen und Pachtverträgen landwirtschaftlich ge-
nutzter Grundstücke zu stellen sind. 
 
Für die Dauer der letzten Wahlperiode gehörten dem Grundstücksverkehrsausschuss als städ-
tische Vertreter die Ratsfrau Palm und der Ratsherr Hogrefe an. Nach Ablauf der Wahlperiode 
ist eine Neuwahl erforderlich. 
 
Vorschlagsberechtigt sind in Anwendung der §§ 71 und 73 Niedersächsisches Kommunal-
verfassungsgesetz (NKomVG) die Fraktionen der CDU und SPD jeweils für ein Ausschuss-
mitglied. 
 
I. V. 
 
 
gez. 
Stegemann 
 
 


